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Kreistagsfraktion „Bündnis90/Die Grünen“ im Landkreis Vorpommern-Rügen 
Alter Markt 7, 18439 Stralsund 

Landkreis Vorpommern-Rügen                            Antrags – Nr.: 
                                                                             Beschluss – Nr.: 
                                                                             Datum der Sitzung:  27. Februar 2012  
                                                                             Datum des Antrages: 13. Februar 2012 
Antrag an den Kreistag 
 
 
1. Antragsart:                             Initiativantrag 
 
Kommunale Aufträge an Mindestlohn binden 
 
 
2. Einreicher:                              Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN 
 
 
3. Antrag:  
 
 
Der Kreistag beschließt: 
 
Bei der Vergabe von kommunalen  Aufträgen durch den Landkreis Vorpommern-Rügen sowie 
durch kommunale Unternehmen gilt möglichst unverzüglich die Einhaltung einer 
Mindestlohnuntergrenze von EUR 8,50.  
 
Die Vergabe von kommunalen Bau- und Dienstleistungsaufträgen erfolgt zukünftig nur noch 
an Unternehmen, die verbindlich erklären, dass sie einen Mindestlohn von EUR 8,50 an ihre 
Mitarbeiter zahlen und auch beauftragte Subunternehmer dazu verpflichten, eine 
Mindestlohnuntergrenze von EUR 8,50 verbindlich zu beachten. 
 
Die Bindung an die genannte Mindestlohnuntergrenze bezieht sich auch auf den Einsatz von 
Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern. 
 
Der Landrat wird beauftragt vor Umsetzung des Beschlusses die rechtliche Durchsetzbarkeit 
zu prüfen und das Ergebnis dem Kreistag vorzulegen.  
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Begründung:  
 
Studien zufolge arbeiten bis zu 25 Prozent aller Vollzeitbeschäftigten in Mecklenburg -  
Vorpommern im Niedriglohnbereich, sie sind oft auf zusätzliche Sozialleistungen angewiesen. 
Dies belastet unter anderem auch die kommunalen Haushalte. Umso wichtiger sind deshalb 
Mindestlöhne. Ein Mindestlohn von 8,50 Euro/Stunde, wie vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund gefordert, sollte als Lohnuntergrenze verstanden und flächendeckend 
eingeführt werden. Das entspricht umgerechnet einem Monatsentgelt von rund 1.200 Euro 
brutto. Bei Branchen mit höherer Tarifbindung sind die entsprechenden Tariflöhne bindend. 
 
In verschiedenen Branchen existieren bereits Regelungen, die jedoch unter der geforderten 
Mindesthöhe liegen. Auch sind nicht alle Branchen durch das Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
geschützt. 
 
Öffentlichkeit:                              Ja Datum der Weiterleitung an den Landrat: 
 
Unterschrift 
 
i.A. 
 
Rolf Martens – Fraktionsvorsitzender 
Fraktion BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN 


